
 
 

 

 
 
Aktuelle Informationen für unsere Mandanten 
 
 
 
 

im März 2024-Mü/fö 
 
 
 
 
 
Mandanten-Rundschreiben 02/2024 
 
Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen Schwester-Personenge-
sellschaften • Immobilienveräußerung innerhalb der Zehnjahresfrist • 
Erbschaftsteuerliche Begünstigung für Unternehmensvermögen 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BFH hatte in mehreren Verfahren über die steuerliche Erfassung von 
Veräußerungsgewinnen aus Immobilien zu entscheiden, bei denen sich der 
Stpfl. auf eine Selbstnutzung und somit auf eine fehlende Steuerbarkeit be-
rief. In sämtlichen Fällen hat das Gericht aber die steuerliche Erfassung be-
jaht und die Selbstnutzung bei Nutzung durch nahe Angehörige, wie den ge-
schiedenen Ehegatten oder die (Schwieger-)Mutter, verneint. Auch die Ab-
trennung und Veräußerung eines Grundstücksteils von dem an sich selbst 
genutzten Grundstück kann steuerlich zu erfassen sein. 
 
Deutlich korrigiert hat der BFH die Anwendung des sog. 90 %-Tests bei der 
Prüfung der erbschaftsteuerlichen Begünstigung von Betriebsvermögen. 
Dies führt dazu, dass Handelsunternehmen die steuerliche Begünstigung 
vielfach erlangen können. 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Zuwendungsempfängerregister beim Bundeszentralamt für Steuern freigeschaltet 

2 Kindergeld: Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung bei Freiwilligendienst zwischen mehreren Aus-
bildungsabschnitten 

3 Steuerfreiheit eines Heisenberg-Stipendiums 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

4 Neue Meldepflicht des Arbeitgebers zur Elternzeit 

5 Vorsicht bei mehreren geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 

6 Erneute Bestätigung der hohen Anforderungen an ein elektronisches Fahrtenbuch 

7 Rabattfreibetrag nur für Waren, die der Arbeitgeber selbst herstellt oder vertreibt – ansonsten besteht Sozi-
alversicherungspflicht 

 

Für Unternehmer und Freiberufler 

8 Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben (Sachentnahmen) 2024 

9 Zeitpunkt der Gewinnrealisierung bei langfristigen Dienst- und Werkverträgen 

10 Steuerwirksame Abschreibungen bei Wertverlusten börsennotierter verzinslicher Wertpapiere 

11 Gewerbesteuerpflicht einer Immobilien-GmbH mit ausländischem Gesellschafter und einem in Luxemburg 
ansässigen Geschäftsführer 

12 Erbschaftsteuerliche Begünstigung von Unternehmensvermögen: BFH korrigiert Anwendung des 90 %-
Einstiegstests 

13 EU-Mehrwertsteuervorschriften für Privatunterricht 

 

Für Personengesellschaften 

14 Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen beteiligungsidentischen Schwester-Personengesellschaften 
zu Buchwerten möglich 

15 Verzicht des Mitunternehmers auf unter Nennwert erworbene Forderung gegen die Gesellschaft 

16 Kein Investitionsabzugsbetrag im Hinblick auf den Erwerb eines Mitunternehmeranteils 

17 „Earn-out-Zahlungen“ nach Veräußerung eines Mitunternehmeranteils 

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

18 Verfassungsmäßigkeit der Verlustverrechnungsbeschränkung bei Termingeschäften zweifelhaft 

19 „Container-Investitionsmodelle“ steuerlich vielfach nicht erfolgreich 

 

Für Hauseigentümer 

20 Immobilienveräußerung innerhalb der Zehnjahresfrist: Steuerbefreiung wegen Eigennutzung nur in engen 
Grenzen 

21 Veräußerungsgewinnbesteuerung: Kein anteiliger Erwerb eines zur Erbmasse gehörenden Grundstücks 
bei entgeltlichem Erwerb eines Miterbenanteils 

22 AfA-Berechnung für Gebäude bei teilweiser Schenkung 

23 Umfangreiche Umbaumaßnahmen in einer Gewerbeeinheit mit der Schaffung neuer Nutzungsmöglichkei-
ten können zu Herstellungskosten führen 

 

Für GmbH-Gesellschafter und GmbH-Geschäftsführer 

24 Steuerfreie Beteiligungserträge nach § 8b KStG: Anwendung des § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG bei mehrakti-
gem unterjährigem Erwerb (Blockerwerb) 

25 Finanzielle Eingliederung bei qualifizierten Mehrheitserfordernissen bei der Organgesellschaft 

26 Finanzielle Eingliederung bei unterjährigem qualifiziertem Anteilstausch sowie bei unterjähriger Verschmel-
zung auf eine Kapitalgesellschaft bzw. eine Personengesellschaft 

27 VGA auf Grund der Einräumung einer wertlosen Position gegen eine werthaltige Gegenleistung 

28 VGA: Nichtabziehbarkeit der Kosten einer Beratungs-GmbH für einen Ferrari Dino und für Sky-Fernsehen 

29 Werbungskostenabzug bei Haftungsinanspruchnahme des Gesellschafter-Geschäftsführers einer GmbH 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Zuwendungsempfängerregister beim Bundeszentralamt für Steuern freigeschaltet 

Das Zuwendungsempfängerregister ist ein bundesweites, zentrales Register, das alle Organisati-

onen umfasst, die gemeinnützig und dadurch berechtigt sind, Zuwendungsbestätigungen (Spen-

denquittungen) auszustellen. Über dieses öffentlich zugängliche Register können sich Interes-

sierte über den Gemeinnützigkeitsstatus von Organisationen informieren. Im Zuwendungsemp-

fängerregister werden der Name der Organisation, die Anschrift, die steuerbegünstigten Zwecke 

nach der Abgabenordnung und das Datum zum letzten Freistellungs- oder Feststellungsbescheid 

angezeigt. Das Register ist nun online verfügbar. 

Zuständig für die Führung des Zuwendungsempfängerregisters ist das Bundeszentralamt für 

Steuern. Die Eintragung erfolgt aktuell automatisch aus den Datenbeständen bei den Finanzäm-

tern. Ausländische Organisationen können sich per elektronischem Antrag beim Bundeszentral-

amt für Steuern eintragen lassen. Die Daten zu den inländischen Zuwendungsempfängern werden 

von den Finanzämtern dem Bundeszentralamt für Steuern sukzessive automatisiert übermittelt. 

Daher werden zum Start des Registers nicht sofort alle für das Zuwendungsempfängerregister 

berechtigten Organisationen angezeigt werden können. 

Das Zuwendungsempfängerregister ist abrufbar auf https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Ge-

meinnuetzigkeit/Zuwendungsempfaengerregister/Zuwendungsempfaengerregister_node.html 

Handlungsempfehlung: 

Gemeinnützige Körperschaften sollten den automatisch generierten Eintrag auf Richtigkeit prüfen. Es kann 
vorkommen, dass der Datenbestand des Finanzamtes eine falsche Schreibweise des Namens der Körper-
schaft oder eine veraltete Adresse enthält. Dies würde dann auch Eingang in das öffentlich zugängliche 
Zuwendungsempfängerregister nehmen. Nach den verfügbaren FAQ müssen Datenänderungen beim zu-
ständigen Finanzamt beantragt werden. 

2 Kindergeld: Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung bei Freiwilligendienst 
zwischen mehreren Ausbildungsabschnitten 

Streitig war der Kindergeldanspruch des Stpfl. für die Monate Juli bis September 2019 (Streitzeit-

raum). Die Tätigkeiten der im Februar 1996 geborenen Tochter (T), für die der Stpfl. Kindergeld 

bezog, stellten sich wie folgt dar: 

– Nach dem Abitur nahm T im Wintersemester 2014/2015 zunächst ein Studium im Fach B auf. 

Zum Wintersemester 2015/2016 wechselte sie in das Studienfach C und schloss dieses Stu-

dium zum Ende des Sommersemesters 2018 mit dem Bachelor of Science ab. 

– Zwischen dem 1.10.2018 und dem 31.5.2019 absolvierte T ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) 

im Ausland. Bereits am 12.7.2018 hatte der Stpfl. die Bezügestelle über die Zukunftspläne der 

T (FSJ und das beabsichtigte anschließende Masterstudium im Fach C) in Kenntnis gesetzt. 

– Im Streitzeitraum (Monate Juli bis September 2019) übte T eine befristete Aushilfstätigkeit im 

Umfang von 25 Wochenstunden bei X aus. 

– Am 1.10.2019 nahm sie das Masterstudium im Fach C auf. Der Zulassungsbescheid der Uni-

versität datiert vom 10.7.2019. 

Die Bezügestelle (nachfolgend war die Familienkasse zuständig) wollte für den Streitzeitraum kein 

Kindergeld gewähren. Der BFH bestätigt nun mit Urteil vom 12.10.2023 (Az. III R 10/22) die Sicht-

weise der Bezügestelle. Er stellt insoweit heraus, dass 

– der für die Zusammenfassung einzelner Ausbildungsabschnitte zu integrativen Teilen einer ein-

heitlichen Ausbildung unter anderem notwendige enge zeitliche Zusammenhang nur dann ge-

wahrt ist, wenn das Kind den nächsten Teil der mehraktigen Ausbildung zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt aufnimmt. 

– Der enge zeitliche Zusammenhang muss zwischen den Ausbildungsabschnitten bestehen. Ein 

enger zeitlicher Zusammenhang zwischen dem Ende eines Freiwilligendienstes und dem Be-

ginn eines weiteren Ausbildungsabschnitts genügt nicht. 

  

https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/
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Zwar war für das Kind im Streitzeitraum grundsätzlich Kindergeld zu berücksichtigen, denn mit 

Bescheid der Universität vom 10.7.2019 wurde dieses für das im Oktober 2019 beginnende Win-

tersemester 2019/2020 zum Masterstudium zugelassen, konnte dieses Studium in den Monaten 

Juli bis September 2019 mangels Studienplatzes jedoch nicht beginnen. 

Ein Kindergeldanspruch war jedoch deshalb ausgeschlossen, weil T das Studienfach C zum Ende 

des Sommersemesters 2018 mit dem Bachelor of Science abgeschlossen und damit eine erst-

malige Berufsausbildung erlangt hatte. Das Masterstudium gehörte im Streitfall nicht mehr zur 

Erstausbildung, da T damit nicht zum nächstmöglichen Termin begonnen hat. Nachdem T ihr Ba-

chelorstudium zum Sommersemester 2018 abgeschlossen hatte, hat sie nicht den nächsten Teil 

der mehraktigen Ausbildung (Masterstudium) zum nächstmöglichen Zeitpunkt aufgenommen, 

sondern sich aus persönlichen Gründen zunächst für die Ableistung eines FSJ entschieden. Der 

objektiv erkennbare Entschluss zur Fortsetzung der Ausbildung reichte für einen engen zeit-

lichen Zusammenhang nicht aus, wenn der weitere Ausbildungsabschnitt nicht aufgenommen 

wird, obwohl er grundsätzlich begonnen werden konnte. Insoweit war wegen Abschlusses der 

Erstausbildung die befristete Aushilfstätigkeit im Umfang von 25 Wochenstunden in den Monaten 

Juli bis September 2019 kindergeldschädlich. 

Hinweis: 

Zu beachten ist, dass nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums ein voll-
jähriges Kind nur berücksichtigt wird, wenn das Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätig-

keit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein 
geringfügiges Beschäftigungsverhältnis (Minijob) sind unschädlich. 

Handlungsempfehlung: 

Diese Entscheidung zeigt, dass die kindergeldrechtliche Beurteilung durchaus schwierig sein kann. 

3 Steuerfreiheit eines Heisenberg-Stipendiums 

Leistungen aus einem Heisenberg-Stipendium können gem. § 3 Nr. 44 EStG steuerfrei sein, wie 

der BFH mit Urteil vom 24.10.2023 (Az. VIII R 11/22) entschieden hat. 

Im Streitfall vertrat die Stpfl. von 2016 bis 2017 eine Professur an der Universität Z und bezog ein 

monatliches Bruttogehalt i.H.v. … €. Ab 2017 erhielt sie auf Grund eines von der DFG bewilligten 

Heisenberg-Stipendiums monatliche Stipendienzahlungen, bestehend aus einem Grundbetrag 

sowie einem Sachkostenzuschuss. In dem Grundbetrag war ein pauschaler Zuschlag zum Aus-

gleich für eine etwaige Versteuerung des Stipendiums enthalten. Der Stpfl. konnten auf Antrag 

weitere Zuschüsse sowie ein Auslandszuschlag bewilligt werden. 

Laut dem Bewilligungsbescheid der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) diente das Hei-

senberg-Stipendium der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Es sollte Wissen-

schaftlern, die alle Voraussetzungen für die Berufung auf eine Dauerprofessur erfüllen, ermögli-

chen, sich auf eine wissenschaftliche Leitungsposition vorzubereiten und in dieser Zeit weiterfüh-

rende Forschungsthemen zu bearbeiten. Mit der Annahme des Stipendiums war die Stpfl. ver-

pflichtet, ihre Arbeitskraft auf ihre Forschungsarbeit zu konzentrieren und der DFG nach 

Abschluss der Förderung über ihre Ergebnisse zu berichten. Es wurde erwartet, dass sich die 

Stpfl. mindestens in dem Umfang an Lehrveranstaltungen einer wissenschaftlichen Hochschule 

beteiligt, der erforderlich ist, um ihre Lehrbefugnis aufrechtzuerhalten. 

In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr gaben die Stpfl. die Zahlungen aus dem 

Heisenberg-Stipendium als der Steuerbefreiung für solche Stipendienzahlungen unterliegende 

Einkünfte der Stpfl. an. Das Finanzamt stufte die erklärten Stipendienleistungen dagegen als steu-

erpflichtige Einkünfte der Stpfl. aus freiberuflicher Tätigkeit ein. Das Finanzamt war der Auffas-

sung, die Voraussetzungen der Steuerbefreiung seien nicht erfüllt, da das Stipendium den für die 

Bestreitung des Lebensunterhalts erforderlichen Betrag übersteige. 

Dem widersprach nun der BFH und bestätigte die Steuerbefreiung. Nach der entsprechenden 

Steuerbefreiungsvorschrift sind Stipendien steuerfrei, die aus öffentlichen Mitteln oder von zwi-

schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen, denen Deutschland als Mitglied angehört, 

zur Förderung der Forschung oder zur Förderung der wissenschaftlichen oder künstlerischen Aus-

bildung oder Fortbildung gewährt werden.  
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Das Gleiche gilt für Stipendien, die von einer Einrichtung, die von einer Körperschaft des öffentli-

chen Rechts errichtet ist oder verwaltet wird, oder von einer steuerbefreiten Körperschaft gegeben 

werden. Bei der DFG, die Heisenberg-Stipendien vergibt, handelt es sich um einen privaten Sti-

pendiengeber in diesem Sinne. Es liege auch ein begünstigter Zweck in diesem Sinne vor, da 

die im Streitfall erfolgte Bewilligung von Mitteln der Förderung der Forschung und der wissen-

schaftlichen Aus- und Fortbildung diente. 

Weiterhin ist Voraussetzung für die Gewährung der Steuerbefreiung, dass die Stipendien 

– einen für die Erfüllung der Forschungsaufgabe oder für die Bestreitung des Lebensunterhalts 

und die Deckung des Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag nicht übersteigen und nach den 

von dem Geber erlassenen Richtlinien vergeben werden. 

– Zum anderen darf der Empfänger im Zusammenhang mit dem Stipendium nicht zu einer be-

stimmten wissenschaftlichen oder künstlerischen Gegenleistung oder zu einer bestimmten Ar-

beitnehmertätigkeit verpflichtet sein. 

Nach der Rechtsprechung ist die Höhe der erforderlichen Aufwendungen für den Lebensun-

terhalt mangels konkreter Regelungen nach der allgemeinen Verkehrsauffassung zu bestimmen. 

Dabei umfasst dies die für den laufenden Lebensunterhalt unentbehrlichen Aufwendungen für 

Wohnung, Verpflegung, Kleidung, Ausbildung, Gesundheit, angemessene Freizeitgestaltung und 

andere notwendige Ausgaben dieser Art. Bei der Bestimmung des erforderlichen Lebensunter-

halts sind das Alter der Stipendiaten, ihre akademische Vorbildung sowie ihre nach der Verkehrs-

auffassung erforderlichen typischen Lebenshaltungskosten in ihrer konkreten sozialen Situation 

zu berücksichtigen. 

Im Streitfall lag der monatliche Grundbetrag des Stipendiums deutlich unterhalb der von der Stpfl. 

vor Inanspruchnahme des Stipendiums erzielten monatlichen Bruttoeinnahmen aus ihrer berufli-

chen Vortätigkeit. Der Umstand, dass das Stipendium nicht über die Höhe der vorher bezogenen 

Einnahmen hinausging, stellt nach der Rechtsprechung für sich betrachtet ein gewichtiges Indiz 

dafür dar, dass das Stipendium lediglich den erforderlichen Lebensbedarf der Stpfl. abdeckte. 

Dieses Indiz wird auch durch die sonstigen Umstände des Streitfalls nicht entkräftet. Denn die 

verheiratete Stpfl. hatte im Streitjahr allein für das Auskommen der Familie und ihrer drei minder-

jährigen Kinder zu sorgen. Die in ihrer konkreten sozialen Situation typischerweise anfallenden 

Lebenshaltungskosten sprechen daher ebenfalls dafür, dass der monatliche Grundbetrag den für 

die Bestreitung des Lebensunterhalts erforderlichen Betrag nicht überstieg. Auch war die Stpfl. 

nicht zu einer bestimmten wissenschaftlichen Gegenleistung verpflichtet, da sie lediglich verpflich-

tet war, ihre Konzentration auf ihr Forschungsvorhaben zu richten und über die Ergebnisse ihrer 

Forschung zu berichten, während sie in der Wahl und Verfolgung ihrer Forschungsthemen frei 

war. Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung waren daher zu Gunsten der Stpfl. erfüllt. 

Handlungsempfehlung: 

Stipendienzahlungen sind vielfach steuerbefreit und u.U. gar nicht steuerbar. Insoweit muss allerdings der 
jeweilige Einzelfall gewürdigt werden, da es eine Vielzahl an Stipendien mit unterschiedlichsten Regelungen 
gibt. 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

4 Neue Meldepflicht des Arbeitgebers zur Elternzeit 

Arbeitgeber teilen jetzt den Beginn und das Ende der Elternzeit ihrer gesetzlich versicherten Be-

schäftigten den Sozialversicherungsträgern im elektronischen Meldeverfahren mit. Die neue Me-

thode ersetzt die bisherige Praxis, bei der die Krankenkassen schriftlich bei den Arbeitgebern 

angefragt haben. Die Meldepflicht beginnt für Elternzeiten ab dem 1.1.2024. Die Meldung erfolgt 

spätestens sechs Wochen nach Beginn beziehungsweise Ende der Elternzeit oder mit der nächs-

ten Entgeltabrechnung. 


